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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung des Teuerungszulagengesetzes 

- Drucksache 1665 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 
Teuerungszulagengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die einstweilige Gewäh- 
rung einer Teuerungszulage zur Abgeltung 
von Preiserhöhungen bei Grundnahrungs- 
mitteln (Teuerungszulagengesetz) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 353) mit den sich aus 
§ 6 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung von Vorschriften auf dem Gebiete der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1022) sowie aus Artikel II des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 862) er- 
gebenden Änderungen tritt mit Ablauf des 
Monats März 1955 außer Kraft. 

§2 

(1) Rentenempfänger, denen für den Mo- 
nat März 1955 eine Teuerungszulage gewährt 
wurde, erhalten eine einmalige abschließende 
Zahlung in Höhe des zwölffachen Monats- 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 
Teuerungszulagengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über einstweilige Gewährung 
einer Teuerungszulage zur Abgeltung von 
Preiserhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 
(Teuerungszulagengesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 353) mit den sich aus § 6 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften auf dem Gebiete der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosen- 
fürsorge vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1022) sowie aus Artikel II des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 862) er- 
gebenden Änderungen tritt mit Ablauf des 
Monats Dezember 1955 außer Kraft. 

§ 2 

(1) Rentenempfänger, denen für den 
Monat März 1955 eine Teuerungszulage ge- 
währt wurde, erhalten eine einmalige ab- 
schließende Zahlung in Höhe des vierund- 
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Entwurf 

betrages der Teuerungszulage. Dies gilt nicht, 
wenn die Rente mit dem 31. März 1955 weg- 
fällt oder entzogen wird. 

(2) Die für den Monat April 1955 und für 
die folgenden Monate bis zur Auszahlung 
der abschließenden Zahlung noch gewährten 
Teuerungszulagen werden auf die Abschluß- 
zahlung angerechnet. 

(3) Soweit vor Verkündung dieses Geset- 
zes Teuerungszulagen zu Unrecht gezahlt 
worden sind, findet eine Rückforderung 
nicht statt. 

§3 

(1) Der Anspruch auf die einmalige ab- 
schließende Zahlung kann nicht übertragen, 
verpfändet oder gepfändet werden. 

(2) Soweit bei den Versorgungsrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 19. Januar 1955 (Rundesgesetzbl. I S. 25) 
den Unterhaltshilfen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446) und den Bundesbeihilfen 
zum Ausgleich von Härten im Rahmen der 
betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzei- 
ger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Ge- 
währung oder die Höhe der Leistung davon 
abhängig ist, daß bestimmte Einkommens- 
grenzen nicht überschritten werden, bleibt 
die einmalige abschließende Zahlung bei der 
Ermittlung des Einkommens unberücksich- 
tigt. Das gleiche gilt bei der Prüfung der für- 
sorgerechtlidien Hilfsbedürftigkeit. Die ein- 
malig abschließende Zahlung bleibt ferner 
von der Anrechnung auf die Arbeitslosenfür- 
soxgeunterstützung ausgenommen. 


§4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
7. April 1955 in Kraft. 
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zwanzigfachen Monatsbetrages der Teuerungs- 
zulage. Dies gilt nicht, wenn die Rente mit 
dem 31. Dezember 1955 wegfällt. 

(2) entfällt 


(3) unverändert 


§ 3 

(1) unverändert 


(2) Soweit bei den Versorgungsrenten 
nach dem Bundesversorgungsgesetz in der 
Fassung vom 19. Januar 1955 (Bundesge- 
setzbl, I S. 25) den Unterhaltshilfen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 446) und den Bun- 
desbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach 
den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bun- 
desanzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
die Gewährung oder die Höhe der Leistung 
davon abhängig ist, daß bestimmte Einkom- 
mensgrenzen nicht überschritten werden, 
bleibt die einmalige abschließende Zahlung 
bei der Ermittlung des Einkommens unbe- 
rücksichtigt. Das gleiche gilt bei der Prüfung 
der fürsorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit. 
Die einmalige abschließende Zahlung gilt 
ferner bei der Gewährung von Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung und der 
Arbeitslosenfürsorge nicht als Einkommen 
oder Vermögen. 


§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1956 in Kraft. 
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